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A. Kirchliche Ges�, Verordnungen und
Verfügungen

Nr. 1) Kirchengesetz über das Mitarbeitervettretungsrec:.ht in der 
EY11Dgelisc:.hen Kirc:.he der Union vom 5. Juni 1993 

Konsistorium 
B 11514-41/93 Greifswald, den 2S.1.1994 

Nachstehend veröffentlichen wir den Beschluß der Landessynode zur Ver­
ordnung der Kirchenleicung zum Mitarbcicervercretungsrecht nebst Anla­
gen. 

Harder 
Konsistorialpräsidenc 

Beschluß der Landessynode zur Verordnung der Kircbenleitung 
zwn Mitarbeiterverttea.uagsrecht 

Die Verordnung zur Übernahme des Kirchengesetzes über das Mitarbeicer­
vercrecungsrechc in der Evangelischen Kirche der Union vom 5. Juni 19�3, 
die durch die Kirchenleitung am 17. August 1993 beschlossen wurde, wud 
gemäß Artikel 132 Abs. 2 der Kirchenordnung genehmigt. 

Züssow, den 12. November 1993 

(LS) 

Anlagen: 

Der P� der Landessynode: 

(Dibbern) 
Vizepräses 

• Beschluß der Kirchenleitungvom 17. August 1993
- Kirchengesetz über das Mitarbeitervertretungsrec:.ht in der Evangelischen
Kirche der Union vom 5. Juni 1993

Weitere Anlagen: . 
• Kirchengesetz über Mitarbcit.crvertretungen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 6. November 1992

Die Kirchenleitung hat in ihrer Sitz.ung vom 17. August 1993 beschlossen: 

1. Die Kirchenleitung stimmt dem Kirchengesetz über das Mitarbeiterver­
tretungsrecht in der EKU vom 5. Juni 1993 zu. 
Damit tritt nach Maßgabe des durch die EKU-Synode beschlossenen 
Kirchengeserzes das Mitarbeircrvercretungsgeset7. der EKD vom 6. Novem
ber 1992 für unsere Landeskirche in Kraft.

2. Zu § 4 des Kirchengesetzes der EKU bestimmt die Kirchenleitung:

Die Regelung des § 10 Abs. 1 des Mitarbeitervercretungs�esetz_cs (ACK­
Klausel) wird für die Amtsdauer der 1994 zu wählenden M1tarbe1terveme­
rungen ausgesetzt und für die daraulfolgende Amtsdauer bezüglich der 
Ver�retcr der Mitarbeiter, die 111 der Amtsdauer Mitglieder der Mitarbeirer­
vertretungen waren. 

Greifswald, den 17.8.1993 

Berger 
(LS) Der Vomu.ende der Kirchenleitung 
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Kirc:.hengaetz über du Mitarbeitervertretungsrec:.ht in der 
Evangellsc:.heo. Kirc:he der U o.ioo. 

(Mitarbeitervertretungsgesetz - MAVG) 

vom 5. Juni 1993 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union hai folgendes Kirchenge­
setz beschlossen: 

§1

Das Micarbeiterverttetungsgesetz der Evangelischen Kirche in Dcutsehland 
(MVG) vom 6. November 1992 (ABI. EKD 1992 Seite 445) wird nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen für die Evangelische Kirche der 
Union und ihre Gliedkirchen in Geltung gesetzt. 

§2
(zu § 2 Absatz 2 MVG) 

Personen, die im pfarramtlichen Dienst in der Ausbildung oder in der 
Vorbereitung dazu stehen, sowie die Lehrenden an kirchlichen Hochschu­
len und Fachhochsc:.hulen sind keine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im 
Sinne dieses Kirchengesetzes. 

§3 
(zu§SMVG) 

(1) Soweit bei Inkrafttreten dieses Kirch,engcsetzes für ein:zelnc Gruppen von
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gesonderte Mitarbeitervertretungen im
Sinne vom§ 5 Absatz 1 Satz 2 MVGbestehen, können diese Gruppen auch
weiterhin gesonderte Mitarbeitervemerungen bilden.

(2) Für mehrere Dienststellen können gemeinsame Mitarbeitervertretungen 
gebildet werden. Hierbei kann von den Voraussetzungen des§ S Absatz l 
Satz 1 MVG abgewichen werden, Fllr das Verfahren § 5 Absatz 2 MVG
entsprechende Anwendung .

§4

{zu§ 10 Absatz 1 MVG) 

Die Gliedkirchen, fiir seinen Verantwortungsbereich der Rat, können die 
Regelung des § 10 Absatz 1 Buchstabe b ersr.cr Halbsatz für ihren Bereich 
aussetzen, 

§5
(zu§57MVG) 

Der Rat kann als Sc:.hlichtungsstelle für die Evangelische Kirche der Union 
die Schlichtungsstelle einer Gliedkirche bestimmen. 

§6

(zu § 63 Absatz 2 MVG) 

(1) Zuständige Gerichte sind die Verwalrungsgericbte der Evangelischen 
Kirche der Union und ihrer Gliedkirchen. Eine Berufung findet nicht statt.

(2) Den Gliedkirchen wird freigestellt, von der Ermächtigung des § 67 
Buchstabe d MVG für ihren Bereich Gebrauch zu machen.

§7 

Der Rar kann beschließen, daB Änderungen des Mitarbeitervertrernngsgc· 
setzes der Ev.angelischen Kirche in Deutschland (MVG) vorläufig keine 
Anwendung finden. Eine endgültige Entscheidung ist innerhalb eines Jahres 
seit Veröffentlichung der Änderung zu treffen. 

(l) Dieses Kirchengeserz tritt fiir die Evangelische Kirche der Union am 1.
Juli 1993 in Kraft. Es wird für die Gliedkirchen in Kraft gesetzt, nachdem 
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diese jeweils zugestimmt haben. 

(2) Gleichzeitig treten,soweit sie nicht bereits durch frühere Bestimmungen 
außer Kraft gesetzt worden sind, außer Kraft:

l. Die Verordnung über die Mitarbeite1vertretungen in den kirchlichen
Dienststellen vom 2. Mai 1962 (ABI; EKD 1962 Seite 513),

2. Die Verordnung über die Vertrauensausschüsse vom 4. Oktober 1966
(ABL. EKD 1967 Seite 418),

3. Die Verordnung zur Regelung des Rechts der Mitatbeitervertretungen in
der Evangelischen Kirche der Union vom 3. Dezember 1974 (ABI. EKD
1975 Seite 3),

4. Die Richtlinien über die Mitarbeitervertretungen vom 5. Dezember 
1990. 

(3) Die Schlichtungsstelle dei- Evangelischen Kirche der Union ist auch für 
die noch nicht abgeschlossenen Verfahren zuständig, über die_nach Num­
mer 13 der Richtlinie über Mitarbeitervertretungen vom 5. Dezember 1990 
zu entscheiden ist. ·

Berlin, den 5. Juni 1993 Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche der Union 

Beschluß 

gez. Affeld 
(Affeld) 

der 8. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland auf ihrer 
3. Tagung 

Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 

(Mitarbeitervertretungsgesett - MVG) 
vom 6. November 1992 
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Präambel 

Kirchlicher Dienst ist durch denAuftrag bestimmt, das Evangelium in Wort 
und Tat zu verkündigen. Alle Frauen und Männer, die beruflich in Kirche 
und Diakonie tätig sind, wirken als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der 
Erfüllung dieses Auftrages mit. Die gemeinsame Verantwortung für den 
Dienst der Kirche und ihrer Diakonie verbindet Dienststellenleitungen und 
Mitarbeiter wie Mitarbeiterinnen zu einer Dienstgemeinschaft und ver­
pflichtet sie zu vertrauensvoller Zusammenarbeit. 

I. Ahsdmitt, Allgemeine Bestimmungen

§1 
Grundsatz 

(l) Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststellen kirchlicher
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen sowie ihrer Zusammenschlüsse und der 
Einrichtungen der Diakonie sind nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes
Mitarbeitervertretungen zu bilden. 

(2) Einrichtungen der Diakonie nach Absatz 1 sind das Diakonische Werk
der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie die gliedkirchlichen Diako­
nischen Werke und die ihnen angeschlossenen selbständigen Werke, Ein• 
richtungen und Geschäftsstellen.

(3) Andere kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke und Dienste
im Bereich der evangelischen Kirchen können dies�s Kirchengesetz aufgrund
von Beschlüssen ihrer zuständigen Gremien anwenden. 

§2 

Mitarbeiter und Mitubcl.terinnen 

( 1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind 
die Personen, die hauptberuflich, nebenberuflich oder zu ihrer Berufsausbil­
dung in einer Dienststelle beschäftigt sind, soweit die Beschäftigung oder 
Ausbildung nicht übeiwiegend ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, beruf­
lichen oder sozialen Rehabilitation oder ihrer Erziehung dient.

(2) Das gliedkirchliche Recht kann für Personen, die im pfu.rramtlichen 
Dienst, in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu stehen, andere Regelun• 
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gen vorsehen; gleiches gilt für die Lehrenden an kirchlichen Ho�hschulen 
und Fachhochschulen. 

(3) Personen, die aufgrund von Gestellungsvenrägen beschäftigt sind, gelten
als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Kirchengesetzes; ihre
rechtlichen Beziehungen zu der entsendenden Stelle bleiben unberührt.
Angehörige von kirchlichen oder diakonischen Dienst- und Lebensgemein­
schaften, die aufgrund von Gestellungsverträgen in Dienststellen (§ 3)
arbeiten, sind Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen dieser Dienststellen, so­
weit sich aus den Ordnungen der Dienst• und Lebensgemeinschaften nichts
anderes ergibt. 

§3 
Dienststellen 

( 1) Dienststellen im Sinne dieses Kirchengesetzes sind die rechtlich selbstän• 
digen Körperschaften, Anstalten, Stiftungen und Werke sowie die Einrich­
tungen der Diakonie innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland. 

(2) Als Dienststellen im Sinne von Absatz l gelten auch Teile von Körper­
schaften, Anstalten, Stiftungen und Werken sowie Einrichtungen der
Diakonie, die durch Aufgabenbereich und Organisation eigenständig oder
räumlich weit entfernt vom Sitz des Rechtsträgers sind und bei denen die 
Voraussetzungen des § 5 Absatz l vorliegen, wenn die Mehrheit ihrer
wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dies in geheimer Ab­
stimmung beschließt und darüber Einvernehmen mit der Dienststellenlei•
tung herbeigeführt wird. Ist die Eigenständigkeit des Aufgabenbereiches 
solcher Teile dahingehend eingeschränkt, daß bestimmte Entscheidungen,
die nach diesem Kirchengesetz der Mitberatung oder Mitbestimmung
unterliegen, bei einem anderen Teil der Körperschaft oder Einrichtung der
Diakonie verbleiben, so ist bei solchen-Entscheidungen dessen Dienststel•
lenleitung Partner der Mitarbeitervertretung.

(3) Bei Streitigkeiten darüber, ob ein Teil einer Körperschaft, Anstalt,
Stiftung oder eines Werkes sowie einer Einrichtung der Diakonie als
Dienststelle gilt, kann die Schlichtungsstelle angerufen werden.

§4 
Dienststellenleitungen 

(1) Dienststellenleitungen sind die nach Verfassung, Gesetz oder Satzung
leitenden Organe ode� Personen der Dienststellen.

(2) Zur Dienststellenleitung gehören auch die mit der Geschäftsführung
beauftragten Personen und ihre ständigen Vertreter oder Vertreterinnen.
Daneben gehören die Personen zur Dienststellenleitung. die allein oder
gemeinsam mit anderen Personen zu Entscheidungen in Angelegenheiten
befugt sind, die nach diesem Kirchengesetz der Mitberatung oder Mitbe­
stimmung unterliegen. Diese Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind der
Mitarbeitervertretung zu benennen.

(3) Bei Streitigkeiten darüber, ob benannte Personen die Voraussetzungen
nachAbsatz2 Satz2 erfüllen, kann die Schlichtungsstelle angerufen werden,

II. Ahsdmitt, Bildung und Zusammensetzung der 
Mitarbeitecverttetung 

ss 

Mitarbeitervertretungen 

(1) In Dienststellen, in denen die Zahl derwahlberechtigten Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen in der Regel mindestens fünf betragt, von denen minde­
stens drei wählbar sind, sind Mitarbeitervertretungen zu bilden. Das glied·
kirchliche Recht kann bestimmen, daß für einzelne Gruppen von Mitarbei­
tern und Mitarbeiterinnen gesonderte Mitarbeitervertretungen zu bilden
sind.

(2) Unabhängig von den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann im Rahmen
einer Wahlgemeinschaft eine Gemeinsame Mitarbeitervertretung für meh•
rere benachbarte Dienststellen gebildet werden, wenn im Einvernehmen
zwischen allen beteiligten Dienststellenleitungen und den jeweiligen Mehr-
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heiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dies auf Antrag eines der 
Beteiligten schriftlich festgelegt worden ist. 

(3) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß für Dienststellen von Kir­
chenkreisen, Dekanaten, Dekanatsbczirkcn, Kirchenbezirken oder in ande­
ren Bedarfsfällen Gemeinsame Mitarbeitervertretungen gebildet werden;
hierbei kann von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satt 1 abgewichen
werden.

(4) liegen bei einer dieser Dienststellen die Voraussettungen desAbsattes
1 nicht vor, so soll die Dienststellenleitung rechtzeitig vor Beginn des
Wahlverfahrens bei einer der benachbarten Dienststellen den Antrag nach
Absatt 2 stellen.

(5) Die Gemeinsame Mitarbeitervenretung ist zuständig für alle von der
Festlegung betroffenen Dienststellen. Parmer der Gemeinsamen Mitarbei­
tervertretung sind.die beteiligten Dienststellenleitungen.

(6) Bei Streitigkeiten über die Bildung von Mitarbeitervertretungen kann
die Schlichtungsstelle angerufen werden.

§6 

Gesamtmitarbeitervertretungen 

(1) Bestehen bei einer kirchlichen Körperschaft, Anstalt, Stiftung oder
einem Werk oder bei einer Einrichtung der Diakonie mehrere Mitarbeiter­
vertretungen, ist auf Antrag der Mehrheit dieser Mitarbeitervenretungen
eine Gesamtmitarbeitervenretungzu bilden; bei zwei Mitarbeitervertretun­
gen genügt der Antrag einer Mitarbeitervertretung.

(2) Die Gesamtmitarbeitervertretung ist zuständig für die Aufgaben der
Mitarbeitervertretung, soweit sie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus
mehreren oder allen Dienststellen nach Absatz l becreffi:n.

(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung wird aus den Mitarbeitervertretungen
nach Absatz l gebildet, die je ein Mitglied in die Gesamtmitarbeitervertre•
tung entsenden. Die Zahl der Mitglieder der Gesamtmitarbeitervertretung
kann durch Dienstvereinbarung abweichend geregelt ';erden.

( 4) Zur ersten Sitzung der Gesamtmitarbeitervertretung lädt die Mitarbei­
tervertretung der Dienststelle mit der größten Zahl de1 wahlberechtigten
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ein. Der Vorsitzende oder die Vorsitzen­
de dieser Mitarbeitervertretung leitet die Sitzung, bis die Gesamtmitarbei­
tervertretung über den Vorsitz entschieden hat.

(5) Qie nach den§§ 49 - 53 gewählten haben das Recht, an den Sittungen
der Gesamtmitarbeitervenretung teilzunehmen wie an den Sittungen der
Mitarbeitervertretung. Bestehen mehrere Interessenvertretungen gleicher
Mitarbeitergruppen, wählen sie aus ihrer Mitte eine Person für die Teilnah­
me und regeln die Venrerung.

( 6) Für die Gesamtrnitarbeitsvcrtretung gelten im übrigen die Bestimmun­
gen für die Mitarbeitervertretung mit Ausnahme des § 20 Absätze 2 bis 4
sinngemäß.

§7
Neubildung von Mitarbeitervertretungen 

Sofern keine Mitarbeitervertretung besteht, hat die Dienststellenleitung, im 
Falle des § 6 die Gesamtmitarbeitervertretung, unverz.üglich eine Mitarbei­
terversammlung zur Bildung eines Wahlvorstandes einzuberufen. Kommt 
die Bildung einer Mitarbeitervenretung nicht zustande, so ist auf Antragvon 
mindestens drei Wahlberechtigten und spätestens nach Ablauf einer Frist 
von jeweils längstens einem Jahr erneut eine Mitarbeiterversammlung 
einzuberufen, um einen Wahlvorstand zu bilden. 

§8
Zusammensettung 

(1) Die Mitarbeitervenrctung besteht bei Dienststellen mit in der Regel
5 - 15 Wahlberechtigten 

aus einer Person 
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16 -50 Wahlberechtigten 
aus drei Mitgliedern, 

51 • 150 Wahlberechtigten 
aus fünf Mitgliedern 

150 • 300 Wahlberechtigten 
aus sieben Mitgliedern, 

301 - 600 Wahlberechtigten 
aus neun Mitgliedern, 

601 - 1000 Wahlberechtigten 
aus elf Mitgliedern, 

1001 • 1500 Wahlberechtigten 
aus dreizehn Mitgliedern, 

1501 - 2000 Wahlberechtigten 
aus fünfzehn Mitgliedern. 
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Bei Dienststellen mit mehr als 2000 Wahlberechtigten erhöht sich die Zal1l 
der Mitglieder für je angefangene 1000 Wahlberechtigte um zwei weitere 
Mitglieder. 

(2) Veränderungen in der Zahl der Wahlberechtigten w',iluend der Amtszeit
haben keinen Einfluß auf die Zahl der Mitglieder dcr Mitarbeitervertretung.

(3) Bei der Bildung von Gemeinsamen Mitarbeitervertretungen (§ 5 Absatt
2) ist die Gesamtzahl der Wahlberechtigten dieser Dienststellen maßge­
bend. 

m. Abschnitt, Wahl der Mitarbeitervertretung

§9
Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die am 
Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und seit mindestens drei
Monaten der Dienststelle angehören.

(2) Wer zu einer anderen Dienststelle abegeordnet ist, wird dort nach Ablauf
von drei Monaten wahlberechtigt, zum gleichen Zeitpunkt erlischt das 
Wahlrecht in der bisherigen Dienststelle für die Dauer der Aliordnung.

(3) Nicht wahlberechtigte sind Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die am
Wahltag seit mehr als drei Monaten beurlaubt sind. Nicht wahlberechtigt
sind daneben Mitglieder der Dien�tstellenleitung und die Personen nach§
4Absatz 2, es sei denn, daß sie nach Gesetz oder Satzung als Mitarbeiter oder
Mitarbeiterin in die leitenden Organe gewählt oder entsandt worden sind.

§ 10
Wählbarkeit 

(l) Wählbar sind alle voll geschäfufühigen Wahlberechtigten(§ 9), die am
Wahltag

a) der Dienststelle seit mindestens sechs Monaten angehören

und 

b) Glieder einer �risclichen Kirche oder Gemeinschaft sind, die der
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland angeschlossen
ist; eine anderweitige Regelung bleibt den Gliedlcirchen unter Berücksich­
tigung ihrer Besonderheiten vorbehalten.

(2) Nicht wählbar sind Wahlberechtigte, die

a), am Wahltag noch für einen Zeitraum von mehr als sechs Monaten 
beurlaubt sind, 

b) zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden,

d) als Vertretung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in das lcirchenge­
meindliche Leitungsorgan gewählt worden sind.
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§ 11
W ahlverfuhren 

(l) Die Mitglieder der Mirarbeiti:rvertretung werden in gleicher, freier,
geheimer und unmittelbarer Wahl gemeinsam und nach den Grundsätzen
der Mehrheicswahl (Persön!ichkeitswahl} gewählt. Die Wahlberechtigten
haben das Recht, Wahlvorschläge zu machen. Für Dienststellen mit in der
Regel nichtmehrals50Wahlberechrigten soll ein vereinfachtes Wahlverfah­
ren vorgesehen werden.

(2) \'veirere Einulheiten sind in Wahlordnungen zu regeln. Zuständig
hierfür ist der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, soweit die 
Gliedkirchen für ihren Bereich nichts anderes bestimmen. 

§ 12 
Vertretung der Bern&gruppen und Arbeitsbereiche 

Der �1itarbeitervercrerung sollen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 
verschiedenen in der Dienstsrdlevenrccenen Berufsgruppen und Arbeitsbe­
reiche angehören. Bei den Wahlvorschlägen soll angestrebt werden. Frauen 
und Männer ermprechend ihren Anteilen in der Dienststellern berücksich­
tigen. 

§ l3 
Wahlscbutz, Wahlkosten 

(1) Niemand darf die Wahl der Mitarbeitervertretung behindern oder in
unlauterer Weise beeinflussen. Insbesondere dürfen Wahlberechtigte in der
Ausübung des .iktivcn oder <lcs passiven Wahlrechts nicht beschränkt
werden.

(2) Die Versetzung oder Abordnung eines Mitgliedes des Wahlvorstandes
oder eines Wahlbewerbers oder einer Wahlbewerberin, ist ohne seine
Zustimmung bis zur Dauer von sechs Monaten nach Bekanntgabe des
Wahlergebnisses unzulässig.

(3) Die Kündigung eines Mitgliedes des Wahlvorstandes ist vom Zeitpunkt 
seiner Bestellung an, die Kündigung eines \Vahlbewerbers oder einer Wahl­
bewerberin, vom Zeitpunkc der Aufstellung des Wahlvorschlages an nur
zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, die den Dienstgeber zur außerordentli­
chen Kündigung berechtigen. Satz 1 gilt Für die Dauer von sechs Monaten
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses entsprechend. Die außerordentliche
Kündigung bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertrerung. § 38 Absätze
3 bis 5 gelten mit der Maßgabe entsprechend, daß die Dienststellenleitung
die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen kann. Der besondere Kündigungs­
schur, nach Sari l gilt nicht für Mitglieder eines Wahlvorstandes, die durch
Entscheidung der Schlichtungsstelle abberufen worden sind.

(4} Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl; bei der Wahl einer Gemein­
samen Mitarbdterverrretung werden die Kosten der \X7ahl auf die einzelnen 
Dicnscstdlen im Vcrhaltnis der Zahlen ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterin­
nen umgelegt, sofern keine andere Verteilung der Kosten vorgesehen wird. 

§14

Anfechtung der Wahl 

(1) Die Wahl kann innerhalb von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe
des Wahlergebnisses an gerechnet, von mindestens drei Wahlberechtigten
oder der Dienststellenleitung bei der Schlichtungsstelle schriftlich an•

· gefochten werden. wenn geltend gemacht wird, daß gegen wesentliche
Descimmungen über die Wahlberechtigung. die Wahlbark.eit oder das
Wahlverfahn:n verstoßen und der Verstoß nicht behoben worden ist. Die
Wahlanfechtung hat aufschiebende Wirkung.

(2) Stellt der Schlichtungsausschuß fest, daß durch den Verstoß das Wahl­
ergebnis beeinflußt oder geändert werden konnte, so hat er das Wahlergebnis
für ungUltigzu erklären und die Wiederholung der Wahl anzuordnen. § 16
Absatz 2 gilt entsprechend.

IV. Abschnitt, Amtszeit

§ 15
Amtszeit 
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(1) Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung beträgt vier Jahre.

(2) Die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen im Geltungsbereich
dieses Kirchenges�tics finden alle vier.Jahre in der Zeit vom l. Januar bis 30.
April statt; die Amtszeit der bisherigen Mitarbeitervertretung endet am 30.
April.

(3) Findet außerhalb der allgemeinen Wahlzeit eine Mitarbeitervertretungs­
wal1l statt, so ist unal,h:ing,g von der Amts?.cit der Mirarbeiterveraetung in
der nächsten allgemeinen Wahlzeit erneu, zu wählen, es sei denn, die
Mitarbeiterverrretung ist am 30. April des Wahljahres noch nicht ein Jahr
imArnt.

(4) Die bisherige Mitarbcitervcrtrcrnng fuhrt die Geschafce bis zu deren
Übernahme durch die neugewählte Mitarbeiterverrrerung weiter, längstens
jedoch sechs Monate über den Ablauf ihrer Amts1.eit hinaus. Alsdann ist
nach § 7 zu verfahren. 

§ 16
Neuwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der Amtszeit 

( 1) Die Mitarbeitervertretung ist vor Ablauf ihrer Amtsuit unverzüglich neu
zu wählen, wenn

a) die Zahl ihrer Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersarzmitglieder um
mehr als ein Viertel der in§ 8 Abs�tz l vorgeschriebenen Zahl gesunken isr,

b} die Mitarbeitervertretung mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder
ihren Rücktritt beschlos,en hat,

c} die Mitarbeitervemcrung nach§ 17 aufgelöst worden isc. 

Die Gliedkirchen können bestimmen, daß im Falle des Buch.staben a 
ansrelleciner Neuwahl die Mitarbeitervertretung unverzüglich durch Nach'­
wahl zu ergänzen isr. 

(2) In den Fällen des Absatzes l ist unverzüglich das Verfahren für die Neu­
oder Nachwahl einzuleiten. Bis zum Abschluß der Neuwahl nehmen im
Falle des Absatzes 1 Buchstabe a die verbliebenen Mitglieder der �iitarbei­
tervertretung deren Aufgaben wahr, soweit ihre Zahl mindestens drei
Mitglieder umfaßt; in den übrigen Fällen nimmt der \X'ahlvorstand die

Aufgaben der Mitarbeitervertretung bis zum Abschluß der Neuwahl, läng­
stens aber für einen Zeitraum von sechs Monaten wahr, soweit nicht die
Wahl im vereinfachten Verfahren durchgeführt wird.

§ 17 
Ausschluß eines Mitgliedes oder Aullösnng der 

Mitarbeitervertretung 

Auf schriftlichen Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten, der Mitarbei­
tervertretung oder der Dienststellenleitung kann die Schlichtungsstelle den 
Ausschluß eines Mitgliedes der Mitarbeitervemctung oder die Auflösung 
der Mitarbeirervertn:tung wegen groben Mißbrauchs von Befugnissen oder 
wegen grober Verleizung von Pflichten beschließen, die sich aus diesem 
Gesetz ergeben. 

§18

Erlöschen und Ruhen der Mitgliedseha&, 
Enatzmitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung erlischt durch
a) Ablauf der Amtszeit,
b) Niederlegung des Amtes, 
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c) Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
d) Ausscheiden aus der Dienststelle, 
e) Verlust der Wählbarkeit, 
r) Beschluß der Schlichtungsstelle nach§ 17.

(2) Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung ruht, 

a) solange einem Mitglied die Führung der Dienstgeschäfte untersagt ist, 

b) wenn ein Mitglied voraussichtlich länger als drei Monate an der Wahr­
nehmung seiner Dienstgeschäfte oder seines Amtes als Mitglied der Mitar­
beitervertretung gehindert ist,

c) wenn ein Mitglied für länger als drei Monate beurlaubt wird.

(3) In den fällen des Absatzes l und für die Dauer des Ruhens der
Mitgliedschaft nach Absatz 2 rückt die Person als Ersatzmitglied in die
Mitarbeitervertretung nach, die bei der vorhergehenden \Vahl die nächst­
niedrige Stimmenzahl erreicht hat. 

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung haben 
die .lviitarbeiter und Mitarbeiterinnen alle in ihrem Besin befindlichen 
Unterlagen, die sie in ihrer Eigenschaft als Mitglied der Mitarbeitervertre­
tung erhalten haben, der Mitarbeitervertretung auszuhändigen. Besteht die 
Mitarbeitervertretung nach§ 8 Absatz l aus einer Perwn, sin,I die Unter­
lagen der neuen Mirarbeitervertretung auszuhändigen. 

V. Abschnitt, Rechtsstelluµg der Mitglieder der
Mitarbeitervertretung 

§ 19 
Ehrenamt, Behinderungs- und Begiinstigungneerbot, 

Arbeitsbefreiung 

(I) Die Mitglieder der Mitarbeitervercretung üben ihr Amt uncntgdrlich als 
Ehrenamt aus. Sie dürfen weder in der Ausübung ihrer Aufgaben oder 
Befugnisse behindert noch wegen ihrer Tätigkeit benachteiligt oder begün­
stigt werden.

(2) Die für die Tätigkeit notwendige Zeit Lst den Mitgliedern der Mitarbci 
tervertretung ohne Minderung ihrer Bezüge innerhalb der allgemeinen 
Arbeirs1.eit zu gewähr<'"n. Isr einem /vfüglied der Mitarbeitervertretung die
voJle Ausübung seines Amtes in der Regel innerhalb seiner Arbeits'Leit nicht 
möglich, so ist es auf Antrag von den ihm obliegenden Aufgaben in
angemessenem Umfang zu entlasten. Dabei sind die besonderen Gegeben­
heiten des Dienstes und der Dienststelle zu berücksichtigen. Soweit erfor­
derlich soll die Diensrleistung für eine Ersatzkraft sorgen. Können die
Aufgaben der Mitarbeitervemetung aus dienstlichen Gründen nicht inner­
halb der .Arbeitszeit wahrgenommen werden, so ist hierfür auf Antrag 
Freizcicausg!cicl1 zu ge"vähre11. 

(3) Den Mitgliedern der Mirarbeiterverttetung ist für die Teilnahme an 
Tagungen und Lehrgängen, die ihnen für die Tätigkeit in der Mitarbeiter­
vertretung erforderliche Kenntnisse vermitteln, die daf"tir notwendige Ar­
beitsbefreiung ohne lviinderung der Bei,üge oder des Erholungsur,aubs bis 
zur Dauer von insgesamt vier Wochen während einer Amtszeinu gewähren. 
Die Dienststellenleitung kann die Arbeitsbefreiung versagen, wenn dienst­
liche Notwendigkeiten nicht ausreichend berücksichtigt worden sind. 

(4) Bei Streitigkeiten nach den Absätzen l bis 3 kann die Schlichtungsstelle 
:i,ngerufcn werden. 

uo 

Freistellung -mn der Arbeit 

(1) Ober die Freistellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung von der 
Arbeit kann eine Vereinbarung zwischen der Mitarbeitervertretung und der 
Dienststellenleitung für die Dauer der Amtszeit der Mitarbeitervertretung 
getroffen werden, 
(2) Wird eine Vereinbarung nach Absatz l nicht getroffen, sind zur
Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeitervertretung auf deren Antrag 
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von ihrer übrigen dienstlichen Tätigkeit in Dienststellen mit in der Regel 

I 51-300 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 1 Mitglied der 
Mitarbeitervertretung 

301-600 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 2 Mitglieder der
.tviitarbeitc,venrerung 

601-1000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 4 Mitglieder der 
lv!irarheitervertretung, mehr als insgesamt 1000 Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen je angefangene 500 ein weiteres Mitglied der 
Mirarbeitervemetung 

jeweils mit der Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit Vollbe­
scbfcigter freizustellen. Satz 1 gilt nicht für die Wahrnehmung von 
Aufgaben als Mitglied der Gesamrmitarbeitervemetung (§ 6) sowie des 
Gesamtausschusses (§ 54). 

(3) Anstelle von je zwei nach Absarz"2 Freizustellenden ist auf Antrag der
Miurbeitcrvertrctung ein ".1itglied ganz freizustellen. 

(4) Über die Freistellung entscheidet die Mitarbeirervemerung unter Be­
rücksichtigung der dienstlichen Norv;endigkeiten nach Erörterung mit der
Dienststellenleitung. 

(5) Bei Streitigkeiten über die Freistellung vom Mitgliedern der Mitarbei­
tervertretung kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

§ 21

Abordnungs- und Versetzungsverbot, Kündigungsschutz 

(1) Die Mitgliedcrder Mitarbeitervertretung dürfen ohne ihre Zusrimmun[, 
nur abgeordnet oder versetzt werden, wenn dies aus wichtigen dienstlichen
Gründen unvermeidbar ist und die Mitarbeitervertretung zustimmt. Be­
steht die Mitarbeitervertretung nach§ 8 Absatz I aus einer Person, hat die 
Dienststellenleitung die Zustimmung des Ersatzmitgliedes nach § 18 
Ahsat7, 3 eilll.uholen. Verweigert die Mirnrbeircrvertretung oder das Frsai-,­
mitglied die Zustimmung, kann die Schlichtungssrelle angerufen werden. 

(2) Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung darf nur gcklindig, werden, 
wenn Tatsachen vorliegen, die den Dienstgeber zur außerordentlichen 
Kündigung berechtigen, Die außerordentliche Kündigung bedarf der Zu­
stimmung der Mitarbeitervertretung oder der Zustimmung des Ersatzmit­
gliedes, falls die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person besteht. Die 
Säne 1 und 2 gelten für einen Zeitraum von einem Jahr nach Beendigung 
der Amtszeit entsprechend, es sei denn, daß die Amtszeit durch eine 
Emscheidungder Schlidnungsstelle nach§ 17 beendet wurde.§ :l8Absäto:e 
3 bis 5 gelten mit der Maßgabe entsprechend, daß die Dienststellenleitung 
die Prise bis auf drei Arbeitstage verkürzen kann. 

(3) Wird die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil aufgelöst, ist 
eine Kündigung fruliestens zum Zeitpunkt der Auflösung zulässig, es sei 
denn, daß wegen zwingender betrieblicher Gründe zu einem früheren
Zeirpunktgektindigr werden muß. Die Küncligungbcdarf der Zustimmung
der �1itarbeirervemetung; Absatz 2 gilt entsprechend.

§22

Schweigepfficht 

(1) Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Kirchengesetz 
wahrnehmen oder wahrgenommen haben, sind verpflichtet, über die ihnen 
dabei bekanntgewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen 
zu bewahren. Diese Schweigepflicht besteht nicht für Angelegenheiten oder 
Tatsachen, qie offenkundig sind oderihrcr Bedeutung nach keiner Geheim­
haltung bedilrfen. Die Schwdgepflicht besteht auch nach dem Ausscheiden 
aus der Mitarbeitervertretung oder aus dem Dienst-oder Arbeit�erhältnis. 
In Personalangelegenheiten gilt dir:s gegenüber Betroffenen, bis das formale 
Beteiligungsverfahren in den Fällen der Mitberatung oder Mitbestimmung 
begonnen hat, insbesondere bis der Mitarbeitervertr�tung ein Antrag auf 
Zustimmung zu einer Maßnahme vorlii;gc, Die Schweigepflicht erstreckt 
sich auch auf die Vcrhandlungsfnhiung und das Verhalten der an der 
Sitzung Teilnehme�en. 
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(2) Die Schweigepflicht besteht nicht gegenüber den anderen Mitgliedern 
der Mitarbeitervertretung. Sie entfallt auf Beschluß der Mitarbeitervertre­
tung auch gegenüber der Dienststellenleitung und gegenüber der Stelle, die
Aufsicht über die Dienststelle führt. 

(3) Bei Streitigkeiten über die Schweigepflicht kann die Schlichrungsstelle 
angemfen werden. 

VI. Abschnitt, Geschäftsführung 
§ 23 

Vorsitz, Aussc.h iisse 

(1) Die Mirarbeitervcrtrctung entscheidet in geheimer Wahl über den 
Vorsitz. Der oder die Vorsinende führt die laufenden Geschäfte und vertritt 
die Mitarbcitervenretung im Rahmen der von ihr gefaßten Beschlüsse. Zu
Beginn der Amtszeit legt die Mitarbeitervertretung die Reihenfolge der 
Vertretung im Vorsirl fest. Die Reihenfolge ist der Dienststellenleitung 
schriftlich mirz.uteilen. 

(2) Soweit die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person besteht, über• 
nimmt die Stellvertretung der Wahlbewerber oder die Wahlbewerberin mit 
der nächstoiedrigen Stimmenzahl. mit der alle Angelegenheiten der Mitar­
beitervertretung beraten werden können. 

(3) Die Mirarbeitervemetung kann die Bildung von Ausschüssen beschlie­
ßen, denen jeweils mindestens drei Mitglieder der Mitarbeitervertretung 
angehören müssen und den Ausschüssen Aufgaben zur selbständigen Erledi­
gung übertragen. Dies gilt nicht fur den Abschluß und die Kündigung von 
Dienstvereinbarungen. Die Übertragung und der Widermf der Übertragung 
von Aufgaben zur selbständigen Erledigung erfordert eine Dreivinelmehrheit 
der Mitglieder der Mitarbeitervertretung, Die Übertragung und der Wider­
ruf sind der Dienststellenleitung schriftlich anzuzeigen. 

§ 24 
Sitzungen 

(1) Nach Bestandkraft der Wahl hat der Wahlvorstand, im Fall der verein­
fachten Wahl die Versammlungsleitung, innerhalb einer Woche die Mitglie­
der der Mitarheitervcrtretung zur Vornahme der nach§ 23 vorgesehenen 
Wahlen einzuberufen und dieSirz.ungzulei ten, bis die Mitarbeitervertretung 
über ihren Vorsitz entschieden hat. 

(2) Der oder die Vorsitz.ende beraumt die weiteren Sirz.ungen der Mitarbei­
tervertretung an, set-zt die Tagesordnung fest und leitet die Verhandlungen. 
Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung sind rechneitig unter Mitteilung 
der Tagesordnung zu laden. Dies gilt auch für die Interessenvertretungen 
besonderer Mitarbeitergruppen (§§ 49 bis 53), soweit sie ein Reche auf 
Teilnahme an der Sirz.ung haben. Kann ein Mitglied der Mitarbeitervertre­
tung an der Sitzung nicht teilnehmen,so hat es dies unter Angabe der Gründe 
unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Der oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und einen 
Gegenstand auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein Viertel der 
Mitglieder der Mitarbeitervertretung oder die Dienststellenleitung bean· 
tragt. Dies gilt auch bei Angelegenheiten, die Schwerbehinderte oder 
jugendliche Beschäftigte betreffen, wenn die Vertr.mensperson der Schwer­
behinderten oder die Vertretung der Jugendlichen und AU$Zubildcnden dies 
beantragen und die Behandlung des Gegenstandes keinen Aufschub duldet. 
Daneben ist eine Sitzung nach Satz 2 auf Antrag des Vertrauensmannes der 
Zivildienstleistenden einzuberufen. 

(4) Die Sitzungen der Miwbcitervertretungfinden in der Regel während der 
Arbeitszeit statt, Die Mitarbcitetvercretung hat bei der Einberufung von 
Sitzungen die dienstlichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Die Dienst­
stellenleitung soll von Zeitpunkt und Ort der Sitzungen vorher ventändigt 
werden. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

§2S 
Teilnahme an der Sitzung der Mitarbeitervertretung 

(1) Mitglieder der Dienststellenleitung sind berechtigt, an den Sitzungen 
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teilzunehmen, die aufihr Verlangen anberaumt sind. Die Dienststellenlei­
tung ist berechtigr, zu diesen Sitzungen Sachkundige hinzuzuziehen. Die 
Dienststdlenleicung ist verpflichtet, auf Verlangen der Mitarbeitervertre• 
rung an Sirz.ungen teilzunehmen oder ·sich vertreten zu lassen. 
(2) Die Mitarbeitervertretung kann zu einz.dnen Punkten der Tagesordnung 
sachkundige Perso ncn einladen. 

(3) Für Personen, die nach den AbsärLen 1 und 2 an einer Sitzung der 
Mitarbeitervertretung teilnehmen, gilt die Schweigepflicht nach § 22. Sie 
sind ausdrücklich darauf hinzuweisen. 

§ 26 
Beschlußfassung 

(1) Die Mitarheitervenretung ist beschlußfahig, wenn die Mehrheit der 
Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die Mitarbeitervertretung faßt ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der bei
der Abstimmung anwesenden Mitglieder. Die Mitarbeitervertretung kann
in ihrer Geschäftsordnung bestimmen, daß Beschlüsse im Umlaufverfahren 
oder durch fernmündliche Absprachen gefaßt werden können, sofern dabei
Einstimmigkeit cnielt wird. Beschlüsse nach Satz 2 sind spätestens in der 
Niederschrift der nächsten Sitzung im Wortlaut festzuhalten, 

(3) An der Beratung und Beschlußfa.ssung dürfen Mitglieder der Mitarbei­
tervertretung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß 

a) ihnen selbst oder ihren nächsten Angehörigen (Eltern, Ehegatten, Ki�-
dern und Geschwistern), 

b) einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen 
oder juristischen Person einen Vor• oder Nachteil bringen kann. 

(4) Die Mitarbeitcrvertrerung beschließt in Abwesenheit der Personen, die 
nach§ 25 Absätze 1 und 2 an der Sitzung teilgenommen haben. 

§27

Sitzungsniederschrift 

(1) Über jede Sitzung der Mirarbeitervertretung ist eine Niederschrift 
anzufertigen, die mindestens die Namen der An- oder Abwesenden, die 
Tagesordnung, die gefaßten Beschlüsse, die Wahlergebnisse und die jewei­
ligen Stlmmenverhälrnisse enthalten muß. Die Niederschrift c.t von dem 
oder der Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung und einem weiteren Mit­
glied der Mitarbeitervertretung zu unterzeichnen. 

(2) Hat die Dienststellenleitung an einer Sitzung der Mirarbeitervertrecung 
teilgenommen, so isc ihr ein Arn,zug aus der Niederschrift über die Verhand­
lungspunkte zuzuleiten, die im Beisein der Dienststellenleitung verhandelt 
worden sind. 

§ 28 
Sprcchstuad.ea, Au&uchea am. Arbeitsplatz 

(0 Die Mitarbeitervertretung kann Sprechstunden während derArbeiw.cit 
einrichten. Ort und Zeit bestimmuie im Einvernehmen mit der Dienststel­
lenleitung. 

(2) Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben das Recht, Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen der Diensistclle an den Arbeitsplätzen aufz.usuchen, 
sofern dies zur Ertllllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

(3) Versäumnis vonArbcitszeit, die für den Besuch von Sprechstunden oder 
durch sonstige Inanspruchnahme der Mio.rbeitervertretungerforderlich ist, 
hat keine Minderung der Bezüge zur Folge. 

( 4) Bei Streitigkeiten über die Einrichtung oder Durchführung von Sprech­
stunden oder das Aufsuchen am Arbeitsplatz kann die Schlichtungsstelle 
angerufen werden. 
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§ 29 
Geschäftsordnung 

Einzelheiten der Geschäftsführung kann die Mitarbeitervertretung in einer 
Geschäftsordnung regeln. 

§ 30 
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung 

(1) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und laufende Geschäftsführung
der Mitarbeitervertretung stellt die Dienststelle die erforderlichen Räume
und den Geschäftsbedarf zur Verfügung.

(2) Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung entstehenden erfor�
derlichen Kosten trägt die Dienststelle, bei der die Mirarbeitervemetung
gebildet ist. Kosten, die durch die Bei,.iehung sachkundiger Personen nach
§ 25 Absatz 2 und§ 31 Absatz 3 entstehen, werden von der Dienscstdle 
übernommen, wenn die Dienststellenleitung der Kostenübernahme vorher
zugestimmt hat.

(3) Bei Gemeinsamen Mitarbeitervertretungen werden die Kosten von den 
beteiligten Dienststellen entsprechend dem Verhältnis der Zahl ihrer 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen getragen. Die Gliedkirchen können 
andere Regelungen vorsehen.

(4) Reisen der Mitglieder der Micarbeitervercretung, die für ihre Tätigkeit 
notwendig sind, gelten als Diemrreisen. Die Genehmigung dieser Reisen
und die Erstattung der Reisekosten erfolgen nach den für die Dienststelle
geltenden Bestimmungen. Erstattet werden Reisekosten in Höhe der Rei­
sekostenstufe B, ersatzweise die Reisekosten, die Mitarbeiter und Mitarbei­
terinnen nach Vergücung.,gruppe IV h zustehen.

(5) Die Mitarbeitervemetung darf für ihre Zv.-ecke keine Beiträge erheben
oder Zuwendungen annehmen.

(6) Bei Streitigkeiten über den Sachbedarf, die Kostender Geschäftsführung
und die Genehmigung von Dienstreisen kann die Schlichtungsstelle ange­
rufen werden.

VII. Abschnitt, Mitarbeiterversammlung

§ 31
Mitarbeiterversammlung 

(1) Die Mitarbeiterversammlung besteht aus allen Wahlberechtigten der
Dienststelle. Sie wird von dem oder der Vorsitzenden der Mitarbeirervettrc­
tung einberufen und geleitet; sie ist nicht öffentlich. Die Einladung hat 
unter Angabe der Tagesordnung mindestens eine Woche vor dem Termin 
zu erfolgen. Zeit und Ort der Micarheitcrversammlung sind mit der 
Dienststellenleitung abzusprechen.

(2) Die Mitarbeitervertretung har mindestens einmal im Jahr eine ordent­
liche Mitarbeiterversammlung einzuberufen und in ihr einen Tärigkcitsbe­
richc zu erstatten. W citerhin ist deroder die Vorsitzende der Mitarbeiterver­
tretung berechtigt und auf Anrrag eines Viertels der Wahlberechtigten oder 
der Dienscste!lenleitungverpll.ichtet, eine außerordentliche Micarbeirerver­
sammlung einzuberufen und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt
ist, auf die Tagesordnung zu settcn, 

(3) Die Mitarb�itervcmetung kann zu einzelnen Tagesordnungspunkten 
sachkundige Personen zur Beratung hinzuziehen. 

(4) Die ordentliche Mimbeitervcrsammlungfindet in der Arbeitm:itstatt,
sofern nicht dienstliche Gründe eine andere Regelung erfordern. Die Zeit
der Teilnahme an derordentlichenMitarbeiterversammlung und die zusätz­
lichen Wegezeiten gelten als Arbeitneit, auch wenn die Micarbeiterver• 
sammlung außerhalbdcrArbeitszeitstattfindet. DieSäac 1 und2geltenfür 
außerordentliche Mitarbeiterversammlungen entsprechend, wenn dies im 
Einvernehmen zwischen Mirarbcitervertretung und Dienststellenleitung
beschlossen worden ist. 
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(5) Die Dienststellenleitung soll zu der Mitarbeiterversammlung tmter
Mitteilung der Tagesordnung eingeladen werden; sie ist einzuladen, soweit
die Versammlung auf ihren Antrag stattfindet. Sie erhält auf Antrag das 
Wort. 

(6) Kann nach den dienstlichen Verhälnissen eine gemeinsame Versamm­
lung aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht stattfinden, so sind 
Teilversammlungen abzuhalten. Für Teilversammlungen gelten die Absätze 
1 bis 5 entsprechend. Die Mitarbeitervertretung kann darüber hinaus 
T eilversarnmlungen durchführen, wenn dies zur Erörterung der besonderen
Belange der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen eines Arbeitsbereiches oder
bestimmter Personengruppen erforderlich ist.

(7) Für die Übernahme der Kosten, die durch eine Mitarbei,erversammlung 
entstehen, gilt§ 30 entsprechend. 

§32 
Aufgaben 

(1) Die Micarbeiccrversammlung nimmt den Tätigkeitsbericht der Mitar­
beitervertretung entgegen und erörtert Angelegenheiten, die zum Aufga­
benbereich der Mitarbeitervertretung gehören. Sie kann Anträge an die 
Mitarbcicervcmetungstel!en und zu Beschlüssen der Mitarbeitervertretung
Stellung nehmen. Die Mitarbeitervertretung ist an die Stellungnahme der
Mitarbeiterversammlung nicht gebunden.

(2) Die Micarbeiterver.sammlung wähle den Wahlvomand. 

VIII. Abschnitt, Aufgaben und Befugnisse der
Mitarbeitetvertre2.ung 

§ 33 
Grundsätze für die Zusammenarbeit 

(1) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sind verpflichtet, sich
gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, und arbeiten
vertrauensvoll und partnerschaftlich zusammen, Sie informieren sich 
gegenseitig i.iber Angelegenheiten, die die Dienstgemeinschaft betreffen. Sie
achten da.rauf, daß alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach Recht und
Billigkeit behandelt werden, die Vereinigungsfreiheit nicht beeinträchtigt
wird und jede Betätigung in der Dienststelle uncerblcibt, die der Aufgaheder
Dienstsrelle, der Dienstgemeinschaft oder dem Arbeitsfrieden abträglich ist.

(2) Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sollen in regelmäßigen
Zeitabständen, mindestens ahcr einmal im Jahr, zur Besprechung allgemei­
ner Fragen des Dienstbetriebes und der Dienstgemeinschaft und zum
Austausch von Vorschlägen und Anregungen zusammenkommen. In der 
Besprechung sollen auch Fragen der Gleich.�rdlung und der Gemeinschaft
von Frauen und Männern in der Dienststelle erörtert werden. Sofern eine
Gemeinsame Mitarbeitervertretung nach§ 5 Absatz2 besteht, findet einmal
im Jahr eine Besprechung im Sinne des Satzes 1 mit allen beteiligten
Dicnsrstellenleirnngen statt.

(3) Instritrigen Fragen ist eineEinigungdurchAussprache anzustreben. Erst
wenn die Bemühungen um eine Einigung in der Dienststelle gescheitert
sind, dürfen andere Stellen im Rahrn1:n der daßir geltenden·Bestimmungen
angc:rufen werden. Das Scheitern der Einigung muß von der Mitarbeiterver•
tretung oder der Dienststellenleitung schriftlich erkl1irt werden. Die Vor­
schriften über das Verfahren.bei der Mitberatung und der Mitbestimmung
bleiben unberührt.

§34
lnfurmatiomrechte der Mitatbeiterverttau1lg 

(1) Die Mitarbeitervertretung ist zur Durchftlhrung ihrer Aufgaben recht­
zeitig und umfassend zu unterrichten. Die Dienststellenleitung soll die
Mitarbeitervertretung bereits während der Vorbereitung von Entscheidun­
gen informieren und die Mitarbeitervertretung, insbesondere bei organisa•
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torischen oder sozialen Maßnahmen, frühzeitig an den Planungen beteili­
gen. In diesem Rahmen kann dicMitarbeitervertretunginsbesondereanden 
Beratungen von Ausschüssen und Kommissionen beteiligt werden. 

(2} Der Mitarbeitervertretung sind die zur Durchführung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. Bei Einstel­
lungen werden der Mitarbeitem:rtretung auf Verlangen sämtliche Bewer­
bungen vorgelegt; Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können 
hierüber eine Dienstvereinbarung abschließen. 

(3} Die Mitarbeitervertretung darf Personalakten nur nach schriftlicher 
Zustimmung der betroffenen Person und nur durch ein von ihr zu bestim­
mendes Mitglied der Mitarbeitervertretung einsehen. Dienstliche Beurtei­
lungen sind auf Verlangen der Beurteilten vor der Aufnahme in die Perso­
nalakte der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu bringen. 

( 4) Bei Streitigkeiten über die Info;mationsrechte der Mitarbeitervertretung 
kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. 

j35 

Allgemeine Aufgal,en der Mitarbeite.r:vertretung 

(l) Die Mitarbeitervertretung hat die beruflichen, wimchaftlichen und
sozialen Belange der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu.fördern, Sie hat in
ihrer Mitverantwortung für die Aufgaben der Dienststelle das Veatändnis 
für den Auftrag der Kirche zu stärken und für eine gute Zusammenarbeit
einzutreten.

(2) Unbeschadet des Rechts des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin, persön• 
liehe Anliegen der Dienststellenleitung selbst vorzutragen, soll sich die
Mitarbeitervertretung der Probleme annehmen und die Interessen auf 
Veranlassung des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin, sofern sie diese für
berechtigt hält, bei der Dienststellenleitung vertreten. 

. (3) Die Mitarbeitervertretung soll insbesondere 

a) Maßnahmen anregen, die der Arbeit in der Dienststelle und ihren
Mit:u;beitern und Mitarbeiterinnen dienen,

b) dafür eintreten, daß die arbeits-, sozial- und dienstrechtlichen Bestim­
mungen, Vereinbarungen und Anordnungen eingehalten werden,

c) Bcsch�rden, Anfragen und Anregungen von Mitarbeitern und Mitarbei­
terinnen entgegennehmen und, soweit diese berechtigt erscheinen, durch
Verhandlungen mit der Dienststellenleitung auf deren Erledigung hin­
wirken

d) die Eingliederung und berufliche Entwicklung hilfs- und schutzbedürfti­
ger, insbesondere schwerbehinderter oder älterer Personen in die Dienststel­
le lt;rde'm und für eine ihren Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechende
Beschäftigung eintreten,

e) für die Gleichstellung und dieGemeinscl)aft von Frauen und Männern i� 
der Dienststelle eintreten und Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele 
anregen sowie an ihrer Umsetzung mitwirken, 

f) die Integration ausländischer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen fördern. 

(4) Werden Beschwerden nach Absatz 3 Buchstabe c in einer Sirzung der
Mitarbei tervertrettmgerbrtert, hat der Beschwerdeführerodcrdie Beschwer­
deführerin das Recht, vor einer Entscheidung von der Mitarbeitervertretung
gehört zu werden.

� 36 

Dienstvereinbarungen 

(1) Mitarbeitervertretung und Dienstsrellenleitungkönnen Diensrvereinba­
rungen abschließen. Dienstvereinbarungen dürfen Regelungen weder erwei­
tern, einschränken noch ausschließen, die auf Rechtsvorschriften, insbeson­
dere Beschlüssen der Arbeitsrechtlichen Kommission. Tarifverträgen und
Entscheidungen des Schlichtungfäu,schusses nach dem Arbeitsrechtsrcge-
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Jungsgesetz oder allgemeinvcrbindlichen Richtlinien der Kirche beruhen. 
Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch die in Satz 2 
genannten Regelungen vereinbart worden sind oder überlicherweise verein• 
hart werden, können nicht Gegenstand einer Dienstvereinbarung sein, es sei 
denn, die Regelung nach Satz 2 läßt eine Dienstvereinbarung ausdrücklich 
zu. 
(2) Dienstvereinbarungen sind schriftlich niederzulegen, von beiden Part­
nern zu unterzeichnen und in geeigneter Weise bekanna:ugebcn.

(3) Dienstvereinbarungen gelten urnittelbar und können im Einzelfall nicht
abbedungen werden. 

(4) Wenn in der Dienstvereinbarung Rechte filr die Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen begründet werden, ist darin in der Regel festzulegen,
inwieweit diese Rechte beiAußerkrafttreten der Dienstvereinbarung fortgel­
ten sollen (Nachwirkung). 

(5) Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit 
einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Monats gekündigt werden.

(6) Bei Streitigkeiten über die Auslegung von Dienstvereinbarungen kann
die Schlichtungsstelle angerufen werden. Bei Streitigkeiten über den Ab­
schluß. von Dienstvereinbarungen kann die Schlichtungsstelle auf Antrag 
der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung einen Vermitt­
lung.worschlag unterbreiten.

§ 37
Verfahren der Beteiligung det Mitarbeitervertretung 

(1) Die Mitarbeitervertretung wird insbesondere in den Verfahren der 
Mitbestimmung(§ 38), der eingeschränkten Mitbestimmung(§ 41) und 
der Mitberatung (§ 45) beteiligt . 

(2) Die Mitarbeitervertretung hat.ihre Beteiligungsrechte im Rahmen der
Zuständigkeit der Dienststelle und der geltenden Bestimmungen wahrzu­
nehmen.

§38 
Mitbestimmung 

( 1) Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung der Mitarb�itcrvertretung
unterliegt, darf sie erst vollzogen werden, wenn die Zustimmung der
Mitarbei tervertretungvorliegt oder durch den Schlichtungsausschuß ersetzt
worden ist. Eine der Mitbestimmung unterliegende Maßnahme ist unwirk­
sam wenn die Mitarbeitervertretung nicht beteiligt worden ist.

(2) Die Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeitervertretungvon der
beabsichtigten Maßnahme und beantragt deren Zustimmung. AufVerlan­
gen der Mitarbeitervertretung ist die beabsichtigte Maßnahme mit ihr zu
erörtern. 

(3) Die Maßnahme gilt als gebilligt. wenn die Mitarbeitervertretung nicht 
innerhalb von zwei \Vochen die Zustimmung schriftlich verweigert oder
eine mündliche Erörterung beantragt. Die Diensrstdlenleitung kann die
Frist in dringenden Fällen abkürzen. Die Frist beginnt mit dem Zugang der. 
Mitteilung an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Mit.rheitervertrc­
tung. Die Dienststellenleitung kann im Einzelfall die Frist auf Antrag der
Mitarbeitertertretung verlängern. Die Mitarbeitervertretung hat eine Ver­
weigerung der Zustimmung gegenüber der Dienststellenleitung schriftlich
LU begründen.

(4) Kommt in den fallen <ler Mitbesrirnmung keine Einigung zustande,
kann die Dienststellenleitung innerhalb von zwei Wochen nach Abschluß
der Erörterung oder nach Eingang der schriftlichen Weigerung die Schlich­
tungsstelle anrufen.

(5) Die Dienststellenleitung kann bei Maßnahmen, die keinen Aufschub
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dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen treffen. 
Vorläufige Regelungen dürfen d:e Durchführung einer anderen endgültigen 
Entscheidung nicht hindern. Die Dienststellenleitung hat der Mitarbeiter­
vertretung eine heabsichtigre vorläufige Maf(nahn1e mitwteilen, zu begrün­
den und unverzüglich das Verfahren der Absätze l und 2 einzuleiten oder 
fortzusetzen. 

§ 39 
Fälle der Mitbestimmung bei allgemeinen personellen 

Angelegenheiten 

Die Mitarbdterverrrccung hat in den folgenden Fällen ein Mitbestim­
rnungsrcc!H 

a) Inhalt und Verwendung von Personalfragebogen und sonstigen Fragebo­
gen zur F.rhebung personenbezogener Daten, soweit nicht eine gesetzliche
Regelung besteht,

b) Aufstellung von Beurteilungsgrundsätzen für die Dienststelle, 

c) Aufstellungvon Grundsätzen für die Aus-, Fort- und Wdterbildungsowie 
die Teilnehmerauswahl, 

d) Auswahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Forrbildungwcran­
staltungen.

§ 40 
Fälle dec Mitbestimmung in organisatorischen und sozialen 

Angelegenheiten 

Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Fällen ein Mitbestimmungs­
recht 

a) Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärzten und -
är,tinnen suwie Fad1kräften for Arbeitssicherheit

b) Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen und gesundheitlichen Gefah­
ren 

c) Errichtung, Verwalrung und Auflösung von Sozialeinrichtungen ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform,

d) Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sowie
Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, 

e) Aufstellung von Cnmdsätzen for den Urlaubsplan,

f) Aufstellung von Sozialplänen (insbesondere bei Auflösung. Einschrän­
kung, Verlegung und Zusammenlegungvon Dienststellen oder erheblichen 
Tcilrn von ihnen) einschließlich Plänen für Umschulung wm Ausgleich
oder zur M ilderungvon wirtschaftlichen Nachteilen und Hlrdie Folgen von 
Rationalisierungsmaßnahmen, wobei Sozialpläne Regelungen weder ein­
schranken noch ausschließen durfen, die auf Rechtsvorschriften oder allge­
mein verbindlichen Richclinien beruhen,

g) Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung,

h) Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden

i) Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur Etleichterung des
Arbeitsablaufes,

j) Einführung und Anwendung von Maßnahmen oder teehnischen Einrich­
tungen, die dazu geeignet sind, das Verhalten oder die Leistung der 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu übenvachen,

k} Regel�g der Ordnung in dc:r Dienststelle (Haus- �d Betriebsordnun­
gen) und des Verhaltens der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Dienst, 

1) Planung und Durchführung von Veranstaltungen für die Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen
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m) Grundsiitze für ,.i,e Gewährung von Unterstützungen oder sonstigen
Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht,

n) 7.uwei.sung von Mietwohnungen nder P,1chtland an Mitarbeiter und
Mitarbeiteriimen, wenn die Dienststelle dar über verfügt, sowie allgemeine
Festsetzung der Nutzungsbedingungen und die Kündigung des Nu rzungs­
verhältnisses. 

§ 41 
Eingeschränkte Mitbestimmung 

(!) Die �1itarbeit�rvcrtretung darf in den Fällen der eingeschränkten 
Mitbestimmung(§§ 12 und 43) mit Ausnahme des Falles gcmäG § 42 
Buchstabe b (ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit) ihre 
Zustimmung nur verweigern, wenn 

a) die Mailnahme gegen eine Rechtsvorschrift, eine Vertragsbestimmung,
eine Dienstvereinbarung, eine Verwaltungsordnung. eine andere bindende
Bestimmung, eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung verstoßt oder 
ermessensfehlerhaft ist, 

b) die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß der od"r die 
durch die Maßnahme betroffene oder andere Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen benadaeiligtwerden, ohne daß dies aus dienstlichen oder persönli­
chen Gründen gerechtfertigt isr, 

c) die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß eine Einstellung
rnr Störung d� Friedens in der Dienststelle fuhrt.

(2) Im Falle des§ 42 Buchstabe b (ordentliche Kündigung nach Ablauf der
?rohe1,eit) darf die M ita rheitetvertretung ihre Zustimmung nur verweigern,
wenn

a) die.Kündigung gegen eine Rechtsvorschrift, eine arbeitsrechtliche Rege­
lung, eine andere hindende Bestimmung oder gegen eine redus:U-äftige
gerichtliche Entscheidung verstößt,

b) bei der Auswahl zu kündigender Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt worden
sind, 

c) zu kündigende Mitarbeiter rwd Mitarbeiterinnen an einem anderen
Arbeitsplatz in derselben Dienststelle weiterbeschäfcigr werden können,

d) eine Weiterbeschäftigung von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen unter
anderen Vertragsbedingungen oder nach zumutbaren Umschulungs- und
Fortbildungsmaßnahmen möglich ist und die Mitarbeiter und Mitarbeite­
rinnen ihre Zustimmung hierzu erklärt haben.

(3) Für das Verlahren bei der eingesdrdnktcn Mitbesrirnmung gilt § :38 

entsprechend,

§ 42 

Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung in 
Personalangelegenheiten der privatrechtlich angestellten 

Mitarbeiter Wld Mitarbeiterinnen 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegenheiten 
der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ein ein­
geschränktes Mitbestimmungsrecht 

a) Einstellung,

b) ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit,

c) Eingruppierung einschließlich Festlegung der Fallgruppe, Wechsel der
Fallgruppe, Umgruppierung

d) Übertragung einer höher oder niedriger bewerteten Tätigkeit von mehr 
als drei Monaten Dauer,
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'e) dauernde Übertragung einer Tatigkeir, die einen Anspruch auf Zahlung 
einer Zulage auslöse, sowie Widerruf einer solchen Übertragung, 

f) Umserzunginnerhalb einer Dienststelle unter gleichuirigem Omwechsel, 

g) Versetzung oder Abordnung zu einer anderen Dienststelle von mehr als 
drei Monaten Dauer, wobei in diesen Fällen die Mitarbeitervemcrung der 
aufnehmenden Dienststelle unbeschadet des Mitberatungsrechts nach§ 46 
Buchstabe d mitbestimmt, 
h) Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus, 

i) Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschränk­
ten,

j) Versagung und Widermf der Genehmigung einer Nebentätigkeit, 

k)AblehnungeinesAntragesaufErmäßigung derArbeitsZeitoderBeurlaubung 
in besonderen Fällen {aus F.:unilien• oder arbeitsmarktpolitischen Gründen). 

§42 
Fälle der eingeschriin.kten Mitbestimmung in 

Personalangelegenhciten der privatrechtlich angestellten 
Mit:acbeiter und Mitarbeittccinnen 

Die Mirarbeitervemerung hat in den folgenden Personalangelegenheicen 
der privarrechdich angestellten Mitarbeirer und Mitarbeiterinnen ein einge· 
schränktes Mitbestimmungsrecht 

a) Einstellung, 

b) ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit, 

c) Einruppierung einschließlich Festlegung der Fallgruppe, Wechsel der 
Fallgruppe, Umgruppierung, 

d) Übertragung einer höheroder niedriger bewerteten Y-ätigkeitvonmehr als 
drei Monaten Dauer, 

e) dauernde Übertragung einer Tätigkeit, die einen Anspruch auf Zahlung 
einer Zulage auslöst, sowie Widerrnf einer solchen Übertragung, 

f) Umsetz.unginnerhalb einer Dienststelle unter gleichzeitigem Omwechsel, 

r) Versenung oder Abordnung zu einer anderen Dienststelle von mehr als 
drei Monaten Dauer, wobei in diesen Fällen die Mitarbeitervertretung der 
aufnehmenden Dienststelle unbeschadet des Mitberatungsrechts nach§ 46 
Buchstabe d mitbestimmt, 

h) Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus, 

i) Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschränken, 

j) Versagung und Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit, 

k)AblehnungeincsAntrages aufErmäßigungderArbeitm:itoder Beurlaubung 
in besonderen Fällen (aus fumilien- oder arbeitsmarktpolitischen Gründen). 

§43 
Fälle der eingac:hrinktcn Mitbestimmung in 

Penonalangelcgenbeiten der Mitarbeiter und Mitarbcitainnen in 
öffeatllch-rcdadic:ben Dicnlltrerhiltn.bscn 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegenheiten 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in öffentlich-rechtlichen Dienstver­
hältnwen ein eingeschränktes Mitbestimmungsrcdit 

a) Einstellung. 

b) Anstellung. 

c) Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches anderer Art, 
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d) Ablehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Arbeitszeit oder 
Bcurla ub ungin besonderen Fällen (aus fumilien • oderarbeitsmarktpolitischen 
Gründen), 

e) Verlängerung der Probezeit, 

f) Bcf'orderung, 

g) Übertragung eines anderen Amtes, das mit einer Zulage ausgestattet ist, 

h) Übertragung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt ohne 
Änderung der Amtsbezeichnung oder Übertragung eines anderen Amtes mit 
gleichem Endgrundgehalt mir Änderung der Amtsbezeichnung, 

i) Zulassung mm Aufstiegsverfahren, Verleihung eine., anderen Amtes mit 
anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe, 

j) dauernde Übertragungeine., höher oder niedrigerbewemten Dienstpostens, 

k) Umsetzung innerhalb der Dienststelle bei gleichzeitigem Ortswechsel, 

l) Vcrsenung oder Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer zu einer 
anderen Dienststelle oder einem andern Dienstherrn im Geltungsbereich 
dieses Gese!ZCS, wobei in diesen Fällen die Mitarbeitervertretung der 
aufnehmenden Dienststelle unbeschadet des Mitberatungsrechts nach§ 46 
Buchstabe d mitbestimmt, 

m) Hinausschieben des Eintritts in der> Ruhestand wegen Erreichens der 
Altetsgrem.c, 

n) Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschrän­
ken, 

o) Versagung sowie Widerruf der Genehmigung einer Nebencärigkeit, 

p) Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe oder auf 
Widerruf, wenn die Entlassung nicht beantragt worJen ist, 

q) vorzeitige Versetzung in den Ruhestand gegen den Willen des
Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin, 

r) Venctz.ung in den Wartestand oder einstweiligen Ruhestand, sofern der 
Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin die Beteiligung der Mitarbeiter­
vertretung beantragt. 

§44 

Awnahmcn von der Beteiligung in Penonalangelegenheiten 

Eine Beteiligung in Personalangelegenheiten der Personen nach § 4 findet 
nicht statt mit Ausnahme der von der Mitarbeitervertretung nach Gesetz 
oder Sarzung in leitende Organe entsandten Mitglieder. Daneben findet 
keine Beteiligung in den Perwnalangelegenheiten der Personen statt, die im 
pfarramtlichen Dienst und in der Ausbildung oder Vorbereirung dazu 
stehen; gleiches gilt für die Personalangelegenheiten der Lehrenden an 
kirchlichen Hochschulen oder Fachhochschulen. DieGliedkirchen können 
Näheres bestimmen, 

§4S

Mitberatung 

(1) In. den Fällen der Mitberatung ist der Mitarbeitervenretung eine
beabsichtige Maßnahme rechrz.eitigvor der Durchführung bekannttugeben 
und auf Verlangen mit ihr zu erörtern. Die Mitarbeitervertretung kann die 
Erörterung nur innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der beab­
sichtigten Maßnahme verlangen. In den Fällen des § 46 Buchstabe b kann 
die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei ArbeJcnage verküncn. .Äußert 
sich die Mitarbeitervertretung nicht innerhalb von zwei Wochen oder 
innerhalb der vcrkiln.ten F risc nach Satz 3 oder hält sie bei der Erörterung 
ihre Einwendungen oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die Maßnahme 
als gebilligt. Die Fristen beginnen mit Zugang der Mineilung an den 
Vorsitzenden oder die Vorsit7ende der Mitarbeitervertretung. Im Einzelfall 
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können die Fristen auf Antrag der Micarbeitervertrerungvon der DienslSld­
lenleirung verlängert werden. Im Falle einer Nichteinigung hat die Dienst­
stdlenleitung oder die Mitarbeitervertretung die Erörterung tür beendet zu 
erklären. Die Dienststellenleitung hat eine abweichende Entscheidung 
gegenüber der Mitarbeiterverrretnng schriftlich zu begründen. 

(2) Eine der Mirberarung unrerliegende Maßnahme ist unwirksam, wenn 
die Mitarbeitervertretung nicht nach Absat1. 1 beteiligt worden tst. Die
Mitarbeitervertretung kann innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis, 
spätestens sechs Monate nach Durchführung der �1aßnahme die Schlich­
tw1gsstelle anrufen, wenn sie nicht nach Absatz 1 beteiligt worden ist.

§ 46 
Fälle der Mitberatung 

Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein Mitberatungsrecht 

a)AuOösung, Einschrankung, V erlegungund Zusammenlcgungvon Dienst­
stellen oder erheblichen Teilen von ihnen,

b) außerordencliche Kündigung,

c) ordentlid1c Kündigung innerhalb dt·r Probezeit,

d) V crset1,ung und Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer, wobei das
Micberatungs recht hier für die Mitarbeitervertretung der abgebenden Dienst -
stelle bestehe,

e) Aufstellung von Grundsätzen für die Bemessung des Personalbedarfs, 

f) Aufstellung und ,\nderung des Stdlenplanentwurfes, 

g) Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen auf Verlangen der in
Anspruch genommenen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, 

h) dauerhafte Vergabe von Arbeitsbereichen an Dritte, die bisher von 
Mitarheitem und /l,1irnrbeircrinnen der Dienststelle wahrgenommen wer­
den.

§ 47

Initiativrecht der Mitarbeitervertretung 

(1) Die Mitarbeitervertretung kann der Diensrstel!enleitung in den Fällen
der §§ 39, 40, 42, 43 und 46 Maßnahmen schri�lich vorschlagen.Die 
Dienst,telkr,leitung hat innerhalb eines Monats Stellung:w nehmen, Eine
Ablehnung ist schriftlilch zu begründen.

(2) Kommt in denFällen des Absatzes 1, in denen die Mitarbeitervertretung
ein Mirbesrimmungsrecht oder ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht
hat, auch nach Erörterung eine Einigung 1.ustande, so kann die Mitarbeiter­
vertretung innerhalb von zwei Wochen nach Abschluß der Erörterung oder
nad1 der Ablehnung die Schlichtungsstelle anrufon. Die Mitarbeitervertre­
tung kann die Schlichtungsstelle ferner innerhalb von zwei Wochen anru­
fen, wenn die Dienststellenleitung nicht innerhalb der Monatsfrist des
Absatzes l schriftlich Stellung genommen hat.

§48

Beschwuderccht der Mitubeitervertretung 

( 1) Verstößt die Dienststellenleimng gegen sich aus diesem Kirchengesetz
ergebende oder sonstige gegenüber den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
bestehende Pflichten, hat die Mitarbeitervertretung das Recht, bei den
zuständigen Leitungs- und Aufsichnorganen Beschwerde einzulegen.

(2) Bei berechtigten Beschwerden hat das Leitungs-oder Aufsichtsorgan im
Rahmen seiner Möglichkeiten Abhilfe zu schaffen oder auf Abhilfe
hinzuwirken.
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IX. Abschnitt, Interessenvertretung besonderer
Mitarbeitergruppen 

§49

Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden 
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(1) Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter 18 Jahren, die Auszubilden•
den sowie dce weitcren zu ihren Berufsausbildung Bcsch,iftigten w'ihlen ihre
Vertretung, die von der Mitarbeitervertretung in Angelegenheiten der
J11gendlkhen und Auszubildenden wr Beratung hinzuzuziehen ist. In clie
Vertretung können Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bis zum voltendeten
24. Lebensjahrgewähltwerden, Für die Wählbarkeit gilt§ !Oentsprechend.
Gewählt werden

eine Person bei Dienststellen mit in der Regel 5 · 15 Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen; 

drei Personen bei Diemtscellcn mit in der Regel mehr als insgesamt 15 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, 

(2) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre.

(3) Beantragt ein Mitglied der Vertretung spätestens einen Monat vor
Beendigung seines Ausbildungsverhältnisses für den Fall des erfolgreichen
Abschlusses seiner Ausbildung schriftlich die Weiterbeschäftigung, so be­
darf die Ablehnung des Antrages durch die D ienstste!lenleitung der Zustim­
mung der Mitarbeitervertretung, wenn die Dienst;relle gleichzeitig weitere 
Auszubildende weiterbeschiiftigt. Die Zustimmung kann nur verweigert
werden, wenn der durch Tatsachen begründete Verdacht besteht, daß die
Ablehnung der Wciterbesdi.iftigung wegen der Tätigkeit als Mitglied der
Vertretung erfolgt. Verweigert die Mirarbeitervertrerung die Zustimmung,
so kann die Dienststellenleitung innerhalb von zwei Wochen die Schlich­
tungsstelle anrufen. 

(4) Für Mitglieder der Vertrerung'nach Absatz l gelten die§§ 11, 13, 14,
15 Absätze 2 bis 4 und§§ 16 und 22 entsprechend,

§ 50

Vertrauensperson der Schwerbehinderten 

(1) In Dienststellen, in denen mindestens fünf Schwerbehinderte nicht nur
vorübergehend beschäftigt sind, werden eine Vertrauensperson und ein
Srellvertreter oder eine Stellvertreterin gewählt,

(2) Wahlberechtigt sind alle iu der Dienststelle beschä.ftigte11 Schwerbchin­
denen.

(3) Für die Wählbarkeit gilt§ 10 entsprechend.

§ 51 
Aufgaben der Vertrauensperson der Schwerbehinderten 

(1) Die Vertrauensperson hat die Interessen der Schwerbehinderren in der
Dienststelle zu vertreten und ihnen beratend und helfend zur Seite 1.u 

stehen. Sie hat vor allem

a) darüber zu wachen, daß die zugunsten der Schwerbehinderten in der
Dienststelle geltenden Rechtsvorschriften, Dienstvereinbarungen und
Verwaltungsordnungen eingehalten werden,

b) Maßnahmen, die den Schwerbehinderten dienen, bei den zuständigen
Stellen zu beantragen,

c) Anregungen und Beschwerden von Schwerbehinderten entgegenzuneh­
men und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit der
Dienststellenleirung auf Erledigung hinzuwirken, wobei sie die Schwerbe­
hinderten über den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu unter­
richten hat.
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(2) Die\' crtraucnsperson ist von der Dienmtdlcnleicung in allen Angele­
genheiten, die einzelne Schwerbehinderte oder die Schwerbehinderten als 
Gruppe berühren, rechtzeitig und umfassend zu unterrichten und vor einer
Entscheidungw hören; die getroffene Entscheidung ist der Vertrauensper­
son unverzüglich mitzuteilen.

(3) Schwerbehinderte haben das Recht, bei Einsicht in die über sie geführten
Personalakten die Vertrauensperson hinzuzuziehen.

( 4) Die Vertrauensperson hat das Recht, an allen Sitzungen der Mitarbeiter­
vertretung beratend teilzunehmen. Erachtetsieeinen Beschluß der Mitarbei­
tervertretung als erhebliche Beeimrächtigung wid,riger l meressen der Schwer­
behinderten, so isr auf ihren Antrag der Beschluß auf die Dauer von einer 
Woche vom Zeitpunkt der Beschlußfassung an auszusetzen. Die Aussetzung
hat keine Verlängerung einer Frist zur Folge. 

(5) Die Vertrauensperson hat das Recht, mindes;ens einmal im Jahr eine
Versammlung der Schwerbehinderten in der Dienststelle durchzuführen,
Die für die Mitarbeiterversammlung geltenden Vorschriften der§§ 31 und
32 gelten dabei entsprechend.

§ 52
Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauensperson der 

Schwerbehinderten 

{]) Flir die Rechtsstellung der Vertrauensperson der Schwerhehinderten 
g�lten die §§ 11 und 13 bis 22 entsprechend. 

(2) Die Räume und der Gesch:iftsbeda.rf, die der Mitarbeitervemcrnng für
deren Sitzungen, Sprechstunden und laufende Gcschäftsfobrnng zur Verfü­
gung gestellt werden, stehen für die gleichen Zwecke auch der Vertrauens­
person offen, soweit ihr hierfür nicht eigene Räume und Gescbäfobedarfzur
Verfügung gestcllr werden.

§ 53 
Vertrauensmann der Zhildienstleistenden 

In Dienststellen, in denen nach § 37 Absatz 1 des Zivildienstgeserzes ein 
Vertrauensmann der Zivildienstleistenden zu wählen ist, hat der Vertrauens­
mann das Recht , an den Sitzungen der Mitarbeitervertremng hcratend 
teilzunehmen, soweit sie Angelegenheiten der Zivildicnsdcistcndrn betref­
fen. 

X. Abschnitt. Gesamtausschuß der Mitarbeitervertretungen

§54

Bildung von Gesamtausschiissen 

(1) Die Gliedkirchen können in ihren Regelungen vorsehen, daß für.den
Bereich einer G!iedkirche, des jeweiligen Diakonischen Werkes oder für
beide Bereiche gemeinsam ein Gesamtausschuß der Mitarbcitervertremn­
gen im kirchlichen und diakonischen Bereich gebildet wird, Einzelheiten
über Bildung und Zusammensetzung des Gesamtaus.chusses regeln die
Gliedkirchen,

(2) für die Gesamtausschi.lsse gelten im übrigen die Bestimmungen dieses
Kirchengesetzes mit Ausnahme des§ 20 sinngemäß.

§ ss

Aufgaben des Gesamtausschusses 

(1) Dem Gesamtausschuß sollen insbesondere folgende Aufgaben zugewie-
sen werden:

a) Beratung, Unterstützung und Information der Mitarbeitervertretungen 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben, Rechte und Pflichten,

b) Förderung des Informations- und Erfahrungsaustauschs zwischen den
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Mitarheirerverrretunf;en sowie der Fortbildung von Mitgliedern der 
Mitarbeirvertretungen, 

c) Eriirterungarbeits-, dienst• und mitarbeitervertremngsrechtlichcr fragen
von grundsätzlicher Bedeutung, sofern hierfür nicht andere Stellen zustän•
dig sind. 

(2) Sofern der Gesamtausschuß an der Bildung der Arheitsrechrlichen
Kommission beteiligt ist, kann er Stellungnahmen zu beabsichtigten Neu­
regelungen des kirchlichen Arbeitsrechts abgeben.

XI. Abschnitt, Vermittlungsgespräch und kirchlicher Rechtsschutz
(Schlichtungsstdle, kirchlicher Verwaltungsrechtsweg) 

§ 56
Vermittlungsgespräch 

Die Gliedkirchen können bestimmen, daß vor der Anrufung der Schlich­
tungsstelle ein Vermittlungsgespräch zu führen ist. Das Vermittlungs­
gespräch ist von einer übergeordneten Dieriststellc, die an der strittigen 
Angelegenheit nicht direkt beteiligt sein dar( oder einer geeignete" neutra­
len Stellern leiten. Die Gliedkirchen können Näheres bestimmen. 

§ 57
Bildung der Schlichtungsstelle 

(]) Für den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihres 
Diakonischen Werks, einer Glicdkirche und des glicdkirchlichen Diakoni­
schen Werkes oder von mehreren Gliedkirchen und deren Diakonischen 
Werken gemeinsam ist eine Schlichtungsstelle zu bilden, die aus einer oder 
mehreren Kammern besteht. 

(2) Durch Vereinbarungen mit 1 nstitutionen außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Kirchengesetz.es kann bestimmt werden, daß die Schlichtungsstelle
für diese Institutionen zuständig ist, sofern die Institutionen d,c Bestim-
mungen dieses Kirchengesetzes für ihren Bereich anwenden.

§ 58 
Bildung und Zusammenset"Lung der Kammern 

( 1) Eine Kammer besteht aus drei Mitgliedern. Die Gliedkirchen können
andere Bcset7.ungen vorsehen. Vorsiri.ende und beisit?.endc Mitglieder
müssen zu kirchlichen Ämtern in einer Glicdkirche der Evangdischcn
Kirche in Deutschland wählbar sein, Sofern die Schlichtungsstelle auch für
Freikirchen zuständig ist, können auch deren Mitglieder berufen werden. 
Für jedes \foglied wird mindestem ein stclh·emetendes Mitglied berufen. 

(2) Vorsitzende sowie Stellvertreter und Stellvertreterinnen müssen die 1 
Befahigung zum Richteramt oder zum höheren Verwalrungsdienst haben.
Sie d,irlen nicht haupt- oder nebcnbernflich im Dienst einer kirchlichen
Körperschaft oder einer Einrichtung der Diakonie innerhalb der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland stehen.

(3) hirdic Berufüngvon Vorsitzenden und ihrer Stcllvertreter,,de, Stellver­
tteterinnen soll ein einvernehmlicher Vorschlag der Dienstgeber- und
Dienstnehmerseite vorgelegt werden. 

{4) Für jede Kammer werden als beisitzende Mitglieder mindestens je ein 
V crtreter oder eine Vertreterin der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und 
ein Vertreter oder eine Vertreterin der Dienstgeber berufen; das gleiche gilt 
für die stellvertretenden Mitglieder. 

(5) Einzelheiten bestimmen der Rat fllr die Evangelische Kirche in Deutsch­
land sowie die Gliedkirchen für ihre Bereiche,

§ 59 
Rechtntellang der Mitglieder der Schlkhtungsstelle 

( l) Die Mitglieder der Schlichtungsstelle sind unabhängig und nur an das
Gesetz und ihr Gewissen gebunden. Sie haben das Verständnis für den
Auftrag der Kirche zu stärken und auf eine gute Zusammenarbeit hinzuwirken. 
Sie unterliegen der Schweigepflicht. 
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(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Sdilichtungsstelle beträgt fünf Jahre.
Solange eine neue Besetzung nicht erfolgt ist, bleiben die bisherigen
Mitglieder im Amt.

§ 60
Zuständigkeit der Schlichtungsstelle 

(1) Die Schlichtungsstelle entscheidet auf Antrag unbeschadet der Rccluc 
des Mitarbeiters oder Mitarbeiterin über
a) Behandlung von Teilen einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung der
Kirche sowie einer Einrichtung der Diakonie als Dienststelle(§ 3 Absat-,. 2).

b) Zugehörigkeit von Personen zur Dienststellenleirung (§ 4 Absatz 2),

c) Bildung der Mitarbeitervertretung(§ 5), 

d) Anfechtung der Wahl(§ 14),

e)Auflösung der Mitarbeitervertretung und Ausschlufi von Mitgliedern(§
17), 

f) Verstöße gegen d:.s Behinderungsvcrbot (§ 19 Absätze 1 und 2),

g) Teilnahme an Schulungsveranstaltungen (§ 19 Absatz 3),

h) Freistellung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung(§ 20), 

i) Versetzung und Abordnung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung
sowie des Wahlvorstandes(§ 21 Absatz 1), 

j) Verstöße gegen die Schweigepflicht(§ 22). 

k) Einrichtung regelmäßiger Sprechstunden (§ 28),

l) Kosten der Geschäftsführung (§ 30),

m) Zeitpunkt und Umfang der Uncerrkhrung der Mitarbeitervertretung
einschließlich des Rechts zur Einsicht in Unterlagen (§ 34),

n) Auslegung von Dienstvereinbarungen (§ 36 Absatz 6),

o) Abschluß von Dienstvereinbarungen (§ 36 Absatz 6), 

p) Meinungsverschiedenheiten übc-r Angelegenheiten, die der Mitbestim­
mung unterliegen (§§ 39 und 40),

q) Meinungsverschiedenheiten über Angelegenheiten, die der eingeschränk­
ten Mi,hcstimrnung unterliegen (§§ 42 und 43), 

r) Beteiligung der Mitarbeitervertretung in Angelegenheiten der Mit­
beratung (§ 46), 

s) Meinungsverschiedenheiten über Vorschläge der Mitarbeitervertretung
(§47), 

t) Meinungsverschiedenheiten über die WeiterbeschäftigungvonSprechern
und Sprecherinnen der Jugendlichen und der Auszubildenden(§ 49Absatz, 
3)

und über andere vergleichbar gewichtige Sueitigkeiren aus der Anwendung 
dieses Kirchengesetzes. 

(2) In den Fällen, in denen die Schlichtungsstelle wegen des Abschlusses von 
Dienstvereinbarungen angerufen wird (§ 36), kann die Schlichtungsstelle 
nur einen Vermittlungsvorschlag unterbmten.

(3) In den Fällen der Mitberatung(� 46) stellt die Schlichtungsscdle nur fest, 
ob die Beteiligung der Mitarbeitervertretung erfolgt ist. Ist die Beteiligung
unterblieben, hat dies die Unwirkiiamkeit der Maßnahme zur Folge. 
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(4) In den fällen, die einem eingeschränkten Mitbestimmungsrecht unter­
liegen(§§ 42 und 43), hat die Schlichtungsstelle lediglich zu prüfen und
abschließend festzustellen, ob für die Mitarbeitervertretung ein Grund zur
Verweigerung der Zmtimnrnng nach§ 41 vorliege. Stellt die Schlicl,cungs­
stelle fest, dafi für die Mitarbeiccrverrretung kein Grund zur Verweigerung
derZustimmung vorliegt, gilt die Zustimmung der Micarbeitervercrecung
als ersetzt. 

(5) In den Fällen der Mitbestimmung (§§ 39 und 40) entscheidet die
Schlichtungsstelle über die Erseczung der Zustimmung der Mitarbeiterver­
tretung. Die Entscheidung der Schlichtungsstelle muß sich im Rahmen der 
geltenden Rcchtsvorschrif1cn sowie im Rahmen der Anuäge von Mitarbei­
tervertretung und Dienststellenleitung halten.

( 6) In den Eilten der Nichteinigung über Initiativen der Mitarbeitcr>'Crtre­
tung (§ 47 Absacz.2) stellt die Schlichtungsstelle fest, ob die Weigerung der
Dienststellenleitung, die von der Mitarbeitervertretung beantragte Maß­
nahme zu vol11,iehen, rechcswidrig oder ermessensfehlerhafr ist, Die Dienst­
stellenleitung hat erneut unter Berücksichtigung der Rechtsauffassung der
Schlichtungsstelle über den Antrag der Mitarbeitervertretung zu encschei•
den.

(7) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle ist verbindlich, Die Gliedkir­
chen können bestimmen, daß ein Aufsichtsorgan die Entscheidung der
Schlichtungsstelle auch durch Ersatzvornahme durchsetzen kann, sofern die
Dienmtellenleicung die Umsetzung der Entscheidung verweigert.

§61
Durchführung der Schlichtung 

(1) Sofern keine besondere Frist für die Anrufung der Schlichtungsstelle
festgelegt ist, beträgt die Fristzwd M�nate nach Kenntnis einer Maßnahme
oder eines Rechrsverstoßes im Sinne von§ 60 Absat7, 1. 

{2) Der oder die Vorsitzende der Kammer hatzunächst durch Verhandlun­
gen mit den Parteien auf eine gütliche Einigung hinzuwirken. Gelingt diese 
nicht, so ist die Kammer einzuberufen. Im Einvernehmen der Parteien kann 
der oder die Vorsitzende der Kammer allein entscheiden. 

(3) Die Parteien können zu ihrem Beistand jeweils eine Person himuziehen,
die Micgliedeiner Kirche sein muß, die der Arbeitsgemeinschaft christlicher
Kirchen angehört. Die Übernahme der hierdurch entstehenden Koten ist
zuvor bei der Dienmcellenleitung zu beantragen. Im Streitfall entscheidet
der oder die Vorsitzende der Kammer.

(4) Die Kammer kann den Parteien aufgeben, ihr Vorbringen schriftlich
vorzubereiten und B<:weise anzurreten. Die Kammer entscheidet aufgrund
einer von dem oder der Vorsir,enden anberaumten. nichtöffentlichen
mündlichen Verhandlung, bei der alle Mitglieder der Kammer anwesend
sein müssen. Der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung ist in
der Verhandlung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Zunächst hat die
Kammer auf eine Verst:indigung oder Einigung hinwwirken. Im Einver­
nehmen mit den Parteien kann von einer mündlichen Verhandlung abge­
sehen und ein Beschluß im schriftlichen Verfahren gefaßt werden.

(5) Die Kammer entscheidet unbeschadet der Verpflichtung, während des
gesamten Verfahrens auf eine gütliche Einigunghinzuwirken, durch Beschuß,
der mit Stimmenmehrheit gefaßt wird. Stimmenthaltung ist unzulässig.
Den Anträgen der Beteiligten kann auch teilweise entsprochen werden. 

(6) Der Beschluß ist zu begründen und dein Beteiligten zuzustellen. Er wird 
mit seiner Zustellung wirksam.

(7) Der oder die Vorsitzende der Kammer kann einen offentsichtlich 
unbegründeten Antrag ohne mündliche Verhandlung zurückweisen. Glei­
ches gilt, weM die Schlichrungsstclle fl.lr die Entscheidung über einen 
Antrag offenbar ull%uständig ist oder eine Antragsfrist versäumt ist. Die
Zurückweisung ist in einem Bescheid zu begründen.

(8) Der Bescheid ist zll7.ustellen. Der Antragsteller oder die Antragstellerin 
können innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides
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mündliche Verhandlungen beantragen. 

(9) Die Ko�ten des Verfahrem • einschließlich der notwendigen Kosten für
Zeugen, Sachverstäridigc und Beistände nach Absatz 3 • trägt die Dienststel­
lenleitung, Ober die Notwendigkeit entscheidet im Zweifcls&ll der oder die
Vorsitzende der Kammer. ·

§62 
Eüutwcilige Anordnungen 

Kann in Ei!FJ.llen die Kammer nicht; rechtzeitg zusammentreten, trifft der 
oder die Vorsitzende auf Antn.g einstweilige Anordnungen. 

§63
Kirchlicher Verwaltungsrechtsweg 

(1) Der kirchliche VerwaltUßS'rcchrswcg ist gegeben gegen Bcschlwsc der
Schlichtungsstelle

a) darüber, ob ein� Maßnahme im Eimdfall d�r Mitberatung oder Mitbc­
nimmung unterliegt,

b) duiiher, welche Rechte und Pflichten den Beteiligten im Einzelfall aus der
Mitberatung oder Mitbestimmung erwachsen,

c) über Zuständigkeit, Geschäftsführung und Rechwtdlung der Mita.rbei­
tcrvcrtretung,

d) über Wahlberechtigung und Wählbarkeit.

e) aufgrund einer Anfechtung der Wahl, 

f) über Bestehen oder Nichtbcstehen von Dicnsrvereinba.rungcil.

(2) Bis·zur Errichtung eines gemeinsamen Kirchengerichts regelt der Rat 
durchRechuverordnungdiekirchengerichtlicheZusdndigkeitfürdieEvan­
gelische Kirche in Deutschland und die Einrichtung der Diakonie. Die
Gliedkirchen ueffcn f'tl.r ihren Bereich entsprechende Regelungen.

(3) Das Rechtsmittd · ist innerhalb 'eines Monats � Zustellung des
Bcschlusses der Schlichtungsstelle schriftlich einzulegen.

m. Absc.b.aitt. Iakrafttntea, Schlußbestimaungea .

(1) Dieses Kirchenges� tritt mit Wirkung für die Evangelische Kirche in
Deutsehland am 1. Januar 1993 in Kraft. 

-
. 

(2) Gleichzeitig tri�t das Kirchengesetz nber Mitarbeitervertretungen bei
denDicnscstcllen der Evangelischen Ki,;chc in Deucschland vom 5, Oktober
1972 (ABI. EKD S. 670) in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 8. 

· November 1985 (AB}. EKD S. 426) außer Kraft. Soweit in weitcrgeltendcn
Bc.nimmungcn auf nach Satt l au�hobene B('.stimmungcn VCtWiescn ist, 
treten die Vorschriften dieses Kirchengesetzes an deren Stelle,

(3) Dieses Kirchengcsen tritt mit Wirkung für die Gliedkirchen in Kraft,
wenn alle Gliedk.irchen ihr Einverständnis erklärt haben. Jede G_licdkirche 
kann es für ihren Bereich zu einem früheren Zeitpunkt in Gdtung setzen. 

§65

Übernahmebestimmungen 

Hcft3/1994 

eingeschränkte Mitbestimmung hinausgeht, dc:J eingeschränkten Mitbe­
stimmung unterworfen werden. 

§ 66
Obergaapbestimmangea 

. 
. 

( 1) Die ersten allgemeinen Miwbcitcrveructurigswahlen im Geltungsbe­
reich dieses KirchengcsetzCS nach§ 15 finden im Zeitraum vom 1. Januai;

· bis .30. April 1994 statt,

(2) Bestehende Miwbcitervemetungen bleiben bis zum Ahschluß ihrer
Wahlperiode im Amt, soweit sk bei Inkraftti:i:ten dieses Kirchengesca.cs 
noch nicht länger als ein Jahr im Amt sind. In allen anderen Diensts ereilen
si�d in der ersten allgemeinen Wahlzeit Mitarbeitervertretungen zu wählen.
Die Arbeitsgemeinschaften, Gesamtmitarbeitervertretungen und
Schlichntngsstcllcn arbeiten auf den bisherigen RcchtSgrundlagcn weiter,
bis die erforderlichen glied.kirchlichen Regelungen getroffen wonlen sind.

§67 
Baondue Obergaapbestimaungea 

Gliedkin:hen, die wr Wiederherstellung der Einheit der Evangelischen 
Kirche in Deutschland dem Bund der Evangelischen Kirchen angehört 
haben, können für einen Obergangsu:itraum bis zum 31. Dezember 1994 
abweichende Regelungen treffen über 

a) S 19 Absatz 2 Sätze 4 und 5 (Ersatzkraft, Gewährung von Frcb:eitaus•
gleich),

b) § 20 Absätze 2 und 3 (Freistellung),

c} § 60 Absatz 1 (Zuständigkeit der Schlichtungsstelle),

d) § 63 (Kirchlicher V erwaltungsrcchtsweg).

Suhl, den 6.11.1992 P.räses der Synode 
der Evangdischcn Kirche in Deutschland 

Schmude 

B. Hinweise auf staatliche Gesetzes und
Verordnungen

C. Personalnachrichten

D. Freie Stellen

(1) Die GJiedkirchen können in den Übcrnahmbcstimmungen regeln, daß E. Weitere Hinweise
Maßnahmen abweichend yon diesem Kirchcngesett weiterhin der Mitbe-
stimmung unterliegen, soweit Regelungen der Gliedkin:hcn dies bisher 
vorsehen. 

(2) Darüber hinaus kann bestimmt werden, daß Maßnahmen, die bisher
einem Beteiligungsrecht unterlagen, das in seiner Wirkung nicht iiber die F. Mitteilungen für den Kirchlichen Dienst
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